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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Mit der Vorbereitung einer 4. Serie wurde das Inventar schützenswerter Ortsbilder der
Schweiz (ISOS) fortgesetzt. Ferner begannen verschiedene Kantone mit der
Inventarisierung der historischen Verkehrswege. Der Ständerat überwies eine Motion
Zumbühl(cvp, NW), die vom Bund eine Neuregelung der umstrittenen
Subventionspraxis im Denkmalschutz sowie den Abbau des Pendenzenberges hängiger
Beitragsgesuche verlangt. Der Bundesrat sicherte entsprechende Massnahmen zu und
kündigte eine Revision des Denkmalschutzgesetzes an. Dabei soll auch die Rolle des
Bundes in der Denkmalpflege neu definiert werden. 1

MOTION
DATUM: 31.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Seit Jahren befindet sich die eidgenössische Denkmalpflege, welche im Berichtsjahr ihr
100-jähriges Bestehen feiern konnte, in einer schweren Finanznot. Um die unhaltbare
Situation bei der Subventionierungspraxis zu lösen, überwies nun auch der Nationalrat
oppositionslos eine Motion des Ständerates (Zumbühl, cvp, NW) sowie eine
gleichlautende des Bündner Christlichdemokraten Columberg (Mo. 86.961). Darin
verlangt das Parlament die rasche Auszahlung längst fälliger Subventionsbeiträge sowie
ein Finanzierungssystem, das es dem Bund ab 1989 erlauben soll, seinen rechtlichen
Verpflichtungen auf dem Gebiet der Denkmalpflege ohne zeitliche Verzögerung
nachzukommen und die umstrittene Drinßlichkeitsordnung von 1978 aufzuheben.

Siehe auch das von NR Fischer (cvp, LU) eingereichte Postulat betreffend Lockerung der
Dringlichkeitsordnung im Hinblick auf die Zentenarfeier 1991 (Bundesbeiträge an die
Restaurierung von Baudenkmälern in der Zentralschweiz) (Po. 87.919). 2

MOTION
DATUM: 09.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Nationalrat nahm zudem gegen den Willen des Bundesrates, welcher Umwandlung
in ein Postulat beantragt hatte, eine Motion Grossenbacher (cvp, SO) an, welche den
Bundesrat verpflichtet, möglichst schnell gesetzliche Bestimmungen zu schaffen, die
einer weiteren Entwicklung des illegalen Kunst- und Kulturobjekthandels in der
Schweiz entgegenwirken, sofort die Ratifizierung der genannten Unesco-Konvention an
die Hand zu nehmen sowie kantonale Aufklärungskampagnen über die Bedeutung des
kantonalen Kulturgüterschutzes anzuregen und zu fördern. In der Wintersession
überwies auch der Ständerat die beiden ersten Punkte des Vorstosses in der
verbindlichen Form, die Forderung nach kantonalen Aufklärungskampagnen hingegen
nur als Postulat. 3

MOTION
DATUM: 06.12.1993
MARIANNE BENTELI

Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats (WBK-NR)
verlangte in einer Motion verstärkte Massnahmen gegen den Kulturgüterraub in Syrien
und im Irak. Gestützt auf das Kulturgütertransfergesetz und das Embargogesetz will der
Vorstoss der Schweiz den Import und Handel von Kulturgütern aus Syrien und dem Irak
verbieten. Weiter fordert die Motion den Bundesrat zur Schaffung eines Bergungsortes
auf, wie dies das neue Bundesgesetz über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten
Konflikten (KGSG) vorsieht. Der Bundesrat befürwortete das Anliegen im Sinne des
Kulturgüterschutzes und hielt in seiner Antwort fest, dass lediglich die
Sanktionsverordnung zu Syrien angepasst werden müsse; Wirtschaftssanktionen
gegenüber dem Irak würden den Handel mit gestohlenen Kulturgütern bereits explizit
untersagen. Mit erwähnter gesetzlicher Anpassung soll die Lücke zum EU-Recht
geschlossen werden, welches auch für Syrien bereits über griffige Massnahmen zur
Verhinderung von Kulturgüterhandel verfüge. Die Evaluation für einen möglichen
Bergungsort von ausländischen Kulturgütern, wie dies das neue KGSG will, sei bereits im
Gange. In diesem Bereich bestünde somit kein Handlungsbedarf. Eine bürgerliche

MOTION
DATUM: 01.12.2014
MARLÈNE GERBER
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Kommissionsminderheit Mörgeli (svp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion. Die
Minderheit sah bei deren Annahme unter anderem die neutrale Haltung der Schweiz
sowie die Wirtschaftsfreiheit gefährdet. Sie wies darauf hin, dass für Syrien und im
Gegensatz zum Irak von Seiten der UNO kein Mandat zum Kunsthandelsboykott bestehe.
Trotz diesen Entgegnungen nahm der Nationalrat die Motion mit 113 zu 65 Stimmen bei
4 Enthaltungen an. Gegen das Vorhaben stemmte sich die SVP. Die Fraktion der FDP-
Liberalen zeigte sich gespalten. 4

In der Frühjahrssession 2015 überwies der Ständerat als Zweitrat eine Motion der WBK-
NR, welche von der Schweiz verstärkte Massnahmen zur Verhinderung des illegalen
Imports und Handels mit gestohlenen Kulturgütern aus Syrien und dem Irak fordert.
Bei ihrem Entscheid stützte sich die Kantonskammer auf einen Bericht der eigenen
WBK, die das Anliegen ihrer Schwesterkommission jedoch nur mit Stichentscheid der
Präsidentin Géraldine Savary (sp, VD) zur Annahme empfahl. Die starke
Kommissionsminderheit plädierte auf Ablehnung des Anliegens, da der Bundesrat die
Forderungen der Motion zum Zeitpunkt der Beratung teilweise bereits umgesetzt sowie
weitere Massnahmen geplant hatte. Die knappe Kommissionsmehrheit vertrat die
Ansicht, die Annahme der Motion entfalte eine starke Signalwirkung. 5

MOTION
DATUM: 03.03.2015
MARLÈNE GERBER

In seinem Bericht zu Motionen und Postulaten beantragte der Bundesrat die
Abschreibung der Motion der WBK-NR zu gestohlenen Kulturgütern aus Syrien und
dem Irak. Die Forderung der Motion sei bereits im Rahmen der Änderung der
Verordnung über die Massnahmen zu Syrien erfüllt worden. Bezüglich des geforderten
Bergungsortes ("Safe Haven") für bedrohte Kulturgüter hätten das EDA und das
Bundesamt für Bevölkerungsschutz die UNESCO bereits informiert. Beide Kammern
kamen dem Anliegen nach und schrieben die Motion ab. 6

MOTION
DATUM: 13.06.2016
MELIKE GÖKCE

Eine Motion Wermuth (sp, AG), die für die Schweiz eine nationale Strategie im Bereich
der Provenienzforschung und Rückerstattung von im Zuge des europäischen
Kolonialismus geraubten oder illegal gehandelten Kulturgütern verlangte, wurde in der
Wintersession 2020 zurückgezogen. Der Bundesrat hatte die Motion zuvor zur
Ablehnung empfohlen, da eine Vielzahl von Staaten von dieser Thematik betroffen seien
und sich daher ein international koordinierter Ansatz besser eignen würde. 7

MOTION
DATUM: 14.12.2020
MELIKE GÖKCE

Mit einer im Sommer 2020 im Zuge der Behandlungen der Kulturbotschaft 2021–2024
eingereichten Motion wollte die WBK-SR den Bundesrat beauftragen, dem Parlament
bis Ende 2022 ein Konzept zur Pflege des Kulturerbes der Schweiz vorzulegen. Dieses
Rahmenkonzept sei gemäss Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) insofern
von Nöten, als die Frage des Kulturerbes und des kulturellen Gedächtnisses zwar in der
Kulturbotschaft aufgegriffen worden sei, jedoch eine sehr bruchstückhafte und
insgesamt enttäuschende Gesamtschau darstelle. Dies sei insofern auch relevant, da
das BAK am 1. Mai 2008 zum ersten und letzten Mal eine übergeordnete Strategie in
diesem Bereich überhaupt zur Diskussion gestellt habe, für welche es aber gemäss dem
damaligen Bundesrat noch keinen konkreten Handlungsbedarf gegeben habe. Gerade
angesichts der fortschreitenden Entwicklung u.a. in den Bereichen der
Internationalisierung, Digitalisierung oder Multikulturalität müsse man gemäss der
Kommission die Frage des Handlungsbedarfs heute neu beurteilen. Der gesetzte
Zeitpunkt von Ende 2022 biete zum einen ausreichend Bearbeitungszeit, mitunter auch
für eine entsprechende Mitwirkungsmöglichkeit der Kantone, und erlaube zum anderen
eine Integration des Konzeptes in die bevorstehende Kulturbotschaft 2025–2028.
Während der Wintersession 2020 erläuterte Kulturminister Alain Berset im Ständerat
die befürwortende Position des Bundesrates zur Motion. In Anbetracht der neueren
Entwicklungen und veränderter Rahmenbedingungen – 2008 gab es noch keine
grundlegende Kulturbotschaft und 2020 trat die 2019 vom Parlament ratifizierte Faro-
Konvention in Kraft – seien die Umstände für eine Neuaufnahme der Beratungen
durchaus gegeben. Zudem habe man sich während der im Rahmen des Nationalen
Kulturdialogs geführten Diskussionen im November 2020 dafür ausgesprochen, das
kulturelle Erbe für 2021 als prioritär ins Arbeitsprogramm aufzunehmen. Im Ständerat
schien es diesbezüglich keine Einwände zu geben, wurde der Antrag doch
stillschweigend angenommen und für weitere Beratungen an den Nationalrat
überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 15.12.2020
MELIKE GÖKCE
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